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Vernichtende SED-Wahlniederlage
Einheitspartei bekam nur 2,7 °/0 — Rekord-W ahlbeteiligung von  91,6 °/0

Berlin (Eigenbericht). Die Wahlentscheidung Westberlins 
am 5. Dezember liat erneut bestätigt, daß Berlin die 
Bastion der Freiheit bleibt. Das wird im In- und Ausland einT 
stimmig betont. Die Westberliner Wähler haben der SED, die 
nur 2,7 Prozent der Stimmen errang und damit keinen Abge­
ordneten bekommt (Voraussetzung dafür sind 5 Prozent Stim­
menanteil), eine eindeutige Abfuhr erteilt. Die SED konnte 
selbst für die Bezirksversammlungen keinen einzigen Abgeord­
neten durchbringen.

Die Westberliner haben gleich­
zeitig den Rechtsradikalismus 
klar ab gelehnt. Mit 4,8 Prozent 
der Stimmen zieht auch die DP 
nicht ins Abgeordnetenhaus ein, 
in dem weiterhin nur die drei 
Parteien CDU, SPD und FDP 
sitzen werden.

Als einzige Partei erzielte die 
CDU einen ’ klaren Stimmen­
gewinn, die SPD hatte einen 
geringen Verlust, die FDP ver­
lor dagegen fast die Hälfte 
ihrer Wähler. Durch die Ver­
luste der Stimmen, die an Split­
terparteien gingen, erhält die 
SPD 64 der 127 Sitze im Abge­
ordnetenhaus, die CDU 44 und 
die FDP 19.

Die Wahlbeteiligung von 91,6 
Prozent, die die Rekordbeteili-

-gung von 1950 noch um 1,2 Pro­
zent übertraf, bewies, daß die 
Berliner auf jeden Fall ihre 
Stimme gegen die SED abgeben 
und ihr die Erreichung von 
5 Prozent der abgegebenen 
Stimmen unmöglich machen 
wollten. Die stärkste Wahlbe­
teiligung hatten die Arbeiter­
bezirke Kreuzberg, Neukölln 
und Wedding.

Die Wahl verlief vollkommen 
ruhig und ohne Störungen. 
Lediglich 30 SED-Propagandis- 
ten, die innerhalb des für jede 
Propaganda gesperrten Bereichs 
der Wahllokale Flugblätter ver­
teilten, wurden von der Polizei 
vorübergehend festgenommen.

Als einen Volksentsclieid für 
die Freiheit bezeichnete der

Bundesminister und Berliner 
CDU-Vorsitzende Dr. Tillmanns 
da» Wahlergebnis. Tiilmanns 
betonte, der Erfolg der CDU 
stelle einen starken Vertrauens- 
beweis für die Politik des Bun­
deskanzlers dar.

Die FDP führte den Stimmen­
verlust ebenfalls auf die Per­
sönlichkeit Adenauers zurück.

Der Berliner Landesvorstand 
der CDU setzte sich am Mon­
tag grundsätzlich für eine Große 
Koalition mit SPD und FDP 
ein. In einem Kommunique 
wird darauf hingewiesen, daß 
es zunächst Sache, der SPD sei, 
an die anderen Parteien heran­
zutreten.

Einen Appell zur Zusammen­
arbeit richtete Bundeskanzler 
Dr. Adenauer an die Berliner 
Parteien. Er erklärte, er hoffe, 
daß alle Parteien sich bei der 
Regierungsbildung der Verant­
wortung bewußt bleiben, die sie 
gegenüber Berlin und dem deut­
schen Volke haben.

(Siehe auch S. 2 u. 3)

Das vorläufige amtliche Wahlergebnis

Wahlberechtigte: 1697278 Äbgegeb. Stirn.; 1554766 Ungiilt.; 20313 Wahlbeteiligung (%) : 91,6
1946 (West-

1954 1950 1948 Sektoren)
Stimmen Prozent Stimmen Prozent Prozent Prozent

SPD ....................... ................. 684 646 44,0 654 211 44,7 64,5 51,8
CDU ....................... 30,0 361 050 24,6 19,4 23,6
FDP ..................... 12,7 337 589 23,0 16,1 9,9
DP ........................ 4,8 53 810 3,7 — —

SED ....................... 2,7 — — — 14,8
USPD ................... 0,1 9 782 0,7 — ' _
WVM (Wirtscli. Ver. d. Mittst.i) 26 868 1,7 _ — _ _
BHE ..................... 2,5 31 918 2,2 — —
FSü (Freie Soziale Union) ___ 2 374 0,2 4 157 0,3 — —



asm M l
U N A B H Ä N G I G !  Z E I T U N G  fUH D E U T S C H L A N D

J. B. Gradl: 0

Wer w ird Berlin 
regieren ?

Über die guten Seiten der 
Wahl des 5. Dezember sind sieh 
die vernünftigen Berliner — 
und das sind, wie die Wahl ge­
zeigt hat, fast alle Berliner — 
durchaus einig. Die ungewöhn­
lich hohe Wahlbeteiligung ist 
ein Beweis der politischen Auf­
geschlossenheit, aber auch der 
politischen Wachsamkeit. Ihr ist 
es zu danken, daß die Splitter 
nicht zu Balken wurden. Die 
vernichtende Niederlage der 
kommunistischen SED ist ein 
überzeugender Beweis dafür, 
daß man sieh auf das Volk die­
ser Stadt heute und in Zukunft 
genau so verlassen kann wie 
damals in der Blockadezeit.

Wenn in der Welt, auch in 
der östlichen, noch jemand ge- 
zweifelt haben sollte an der 
wahren Stimmung und Haltung 
der achtzehn Millionen Ostber­
lins und der Sowjetzone, dann 
sollte ihm das vernichtende Ur­
teil dieser Wahl über die Kom­
munisten die letzten Zweifel 
nehmen.

Nicht minder erfreulich ist 
die klare Absage an den Radi­
kalismus auf der anderen Seite. 
Alle Forschheit des Auftretens 
hat zum Beispiel der DP nur 
eben ein Prozent Erhöhung des 
Stimmenanteils gebracht und ihr 
nicht zu den ersehnten fünf 
Prozent verhelfen. In die Reihe 
der positiven Urteile über die 
Wahl gehört schließlich auch die 
klare Entwicklung des Wähler­
willens in Richtung großer Par­
teien. Die beiden großen Par­
teien der Bundesrepublik und 
Westberlins, CDU und SPD. ha­
ben hier am 5. Dezember ihren 
Stimmenanteil auf rund drei 
Viertel der Wählerschaft erhö­
hen können.

Die Schattenseite
So weit, so gut. Aber auch 

diese Wahl hat ihre Schatten­
seite. Die Zusammensetzung des 
neuen Abgeordnetenhauses wird 
nicht den Wählerwillen so wi­
derspiegeln, wie er ‘wirklich ist 
oder jedenfalls sein wollte. Es 
war nicht die Absicht der Ber­
liner Wählerschaft, der Sozial­
demokratischen Partei die abso­
lute Mehrheit 2u geben. Im Ge­
genteil, der Anteil der Stimmen

für die SPD ist zurückgegangen 
(von 44,7 auf 44 Prozent) und 
jedenfalls um 6 Prozent unter 
der Hälfte geblieben. Hier rächt 
sich die ewige nörgelnde Bes­
serwisserei und spießbürger­
liche Vereinsmeierei im nicht­
sozialistischen Lager. Schon die 
rd. 27 000 Stimmen, die an die 
neue Wirtschaftspartei des 
Herrn Drewitz vergeudet wur­
den, hätten genügt, um den 
Gleichstand zwischen SPD einer­
seits, CDU und FDP anderer­
seits herzustellen und wenig­
stens die absolute Mehrheit der 
SPD zu verhindern.

Daran ist nichts mehr zu än­
dern. Die beiden nichtsozialisti­
schen Parteien — durch die Tor­
heit der Splittergruppen in die 
Minderheit gebracht — haben 
die undankbare Aufgabe, aus 
dieser Situation noch das beste 
zu machen. Diese Aufgabe liegt 
in erster Linie bei der Christ­
lich-Demokratischen Union, denn 
sie ist die einzige Partei, der 
die Wahl des 5. Dezember einen 
w i r k l i c h e n  Z u s t r o m  
v o n  W ä h l e r v e r t r a u e n  
gebracht hat. Ihre Stimmzahl 
hat sich um fast .ein Drittel er­
höht.

Vier Möglichkeiten
Theoretisch gibt es vier Mög­

lichkeiten der Senatsbildung: 
Alleinregierung der SPD mit 
ihrer einen Stimme Mehrheit, 
Koalition der SPD mit CDU 
oder mit FDP oder Dreipar­
teienkoalition. Nicht mehr mög­
lich ist die bisherige sogenannte 
bürgerliche Koalition. Aus den 
ersten Erklärungen der SPD 
kann man schließen, daß ihr der 
Gedanke der Alleinregierung 
wenig Freude macht. Das ist 
verständlich, denn die eine 
Stimme Mehrheit ist immer der 
Gefahr des parlamentarischen 
Zufalls ausgesetzt.

Wird die. SPD — was ange­
sichts der Situation und nach 
ihren ersten Erklärungen wahr­
scheinlich ist — den Versuch 
machen, Koalitionspartner zu 
gewinnen, so entsteht für den 
oder die Partner die Frage des 
künftigen gemeinsamen Regie­
rungsprogramms. Darüber steht 
bisher gar nichts fest. Diese 
Frage aber ist entscheidend, und 
deshalb ist es durchaus ver­
früht, heute bereits eine Koali­
tion SPD-CDU als perfekt an­
zusehen.

Am erfreulichsten wäre es, 
wenn alle drei Parteien sich in 
einer Koalition zusammenfän­
den, SPD, CDU u n d  FDP. 
Zwar sind die ersten Äußerun­
gen der FDP ,̂uf Opposition1 ge­
stimmt. Das ist angesichts ihrer 
Wahleinbuße als erste Reaktion 
verständlich. Trotzdem sollte 
der ernste Versuch gemacht 
werden, sie zu beteiligen. Es 
wird gern gesagt, daß das Be­
stehen einer Opposition zur 
Gesunderhaltung der Demokra­
tie gehöre. Aber da die Situa­
tion Berlins, die von höherer 
Gewalt bestimmt ist, jede Re­
gierungspartei oder -koalition 
zu Sachlichkeit und Vernunft 
zwingt, bleibt für s a c h l i c h e  
Opposition wenig Spielraum. 
Demagogische Opposition aber 
wäre völlig fehl am Platze und 
wird überdies, wie der 5. De­
zember zeigte, vom nüchternen 
Sinn der Berliner durchschaut. 
Gerade nach den schlechten Er­
fahrungen, die die FDP in der 
Bundesrepublik mit dem Fehl­
schlag ihrer künstlichen Oppo­
sition gemacht hat, sollte sie 
hier ihre Entscheidung für oder 
gegen Koalition noch einmal 
überprüfen.

Die CDU wird als die große 
Partei des anderen Lagers ihre 
Aufmerksamkeit vor allem auf 
zwei Punkte zu richten haben: 
Erstens darauf, daß das Wahl­
ergebnis in dem Gesamtbild der 
künftigen Führung Berlins ge­
bührend zum Ausdruck kommt. 
Nach den üblichen Formen hat 
die SPD als stärkste Partei den 
Anspruch auf den Präsidenten­
posten des Abgeordnetenhauses. 
Als Partei mit absoluter Mehr­
heit kann'ihr auch das Amt des 
Regierenden Bürgermeisters 
nicht einfach bestritten werden. 
Es gäbe aber ein völlig falsches 
Bild, wenn nach dieser Wahl in 
einer Parteien k o a l i t i o n  
beide Führungsposten Berlins 
sozialdemokratisch besetzt wür­
den.

Das zweite ist das Programm 
des kommenden Senates. Es 
muß eindeutig klargestellt wer­
den, daß Berlin nicht in den 
Kampf der sozialdemokratischen 
Opposition der Bundesrepublik 
gegen die Bundesregierung ein­
bezogen wird, und daß auch in 
Zukunft die Angleichung an die 
Gesetzgebung und an die allge­
meine Entwicklung der Bundes­
republik Leitschnur zu sein hat.



Westberlin wählte für die Zone mit
Selbst am Wedding keine 5 Prozent für SED — Korrektur der Emheitswahl

Ebenso wie die Westberliner haben die Bewohner der 
Sowjetzone am Sonntagabend die Wahlmeldungen aus West­
berlin an den Sendern der freien Welt verfolgt. Als die auf 
die. SED entfallenden 2,7 Prozent bekanntgegeben wurden, 
hatten alle das Gefühl tiefer Genugtuung. Nun verstanden 
auch die letzten, daß es richtig wrar, die SED hier im freien 
Berlin mitwählen zu lassen. Ihr wurde hier ln freier Wahl­
schlacht eine Lektion erteilt, die für ganz Deutschland Gel­
tung hat.

Die SED hat ihren Wahl­
kampf in Westberlin mit dem 
größtmöglichen Aufwand an 
Mitteln geführt. Keine der de­
mokratischen Parteien besaß so­
viel Wahlgelder, wie den Kom­
munisten aus Ostberlin zu- 
flossen. Täglich kamen bis zu 
9(1 000 (!) „Wahlhelfer“ aus Ost­
berlin, die die Bevölkerung mit 
allen Mitteln, bis zur offenen 
Drohung und Erpressung, zu 
beeinflussen suchten.

Die kommunistischen Aufklä­
rer, die es ja aus dem Osten 
nicht anders gewohnt waren, 
kamen in die Westberliner Häu­
ser, stellten den Fuß zwischen 
die geöffnete Tür und drangen 
hei alten Leuten und allein­
stehenden Frauen einfachen die 
Wohnungen ein.

Das alles muß man gesehen 
haben, wenn man die jetzt — 
nach der Niederlage — erhobe­
nen SED-Klagen über „Wahl­
terror“ und Behinderung der 
SED-Propagandisten liest. Täg­
lich häuften sich in den Redak­
tionen der Westberliner Zeitun­
gen die Leserbriefe der empör­
ten Bevölkerung, die sich das 
kommunistische Treiben ver­
baten. Die Regierung Berlins 
ist trotzdem nicht gegen die 
SED eingeschritten. Wenn ein 
Wahlhelfer vorübergehend fest­
gestellt werden mußte, geschah 
dies, weil er unter der Tarnung 
angeblicher Wahlhilfe Aufgaben 
des Staatssicherheitsdienstes 
nachging. Die Berliner Polizei 
hat ihre Geduld mit den SED- 
Kräkeelern begründet: „Jeder
Westberliner Bürger hat am
5.’ Dezember ja die Möglichkeit 
einer entsprechenden Antwort! 
Lassen wir es die SED hier 
ruhig so treiben, wie sie es bei 
Sich gewohnt ist!“ Das Ergeb­
nis zeigt, daß diese Ansicht 
richtig war.

Für die SED ergeben sich 
weitgehende Konsequenzen. Sie 
hat durch Monate hindurch er­
klärt, die Westberliner Bevölke­
rung -warte nur auf den Tag, 
an dem sie sich zu der Panko- 
wer Staatspartei bekennen 
dürfe. Noch am Morgen dieses 
Wahlsonntags rechnete man in 
der Ostberliner SED-Führung 
fest mit 15 Prozent. Di© „SED- 
Fraktion im Abgeordnetenhaus“ 
hatte bereits ihre ersten Dring­
lichkeitsanträge drucken lassen, 
die SED-Spitzenkandidaten hat­
ten alles für ihr erstes Auftre­
ten vorbereitet.

Die Bevölkerung Ostberlins 
und vor allem der Sowjetzone 
hat neuen Mut und Auftrieb er­
halten. Die Schwäche der SED 
ist selten so klar demonstriert 
worden. In der SED aber grei­
fen tiefe Niedergeschlagenheit 
und Pessimismus um sich.

Vor allem: Die SED, die erst 
vor wenigen Monaten durch eine 
„Volksbefragung“ den Nachweis 
erbracht haben wollte, daß fast 
300 000 Westberliner „trotz größ­
tem Terror“ für die SED ge­
stimmt haben, steht offen als 
Lügner da. Wo sind diese 
„trotz Terror“ gegebenen 300 000 
Unterschriften, von denen die 
SED behauptet, es wären 500 000 
geworden, wenn sie mehr Leute 
hätte einsetzen können? Jetzt 
hat die SED täglich 60 000 bis 
90 000 Kommunisten eingesetzt 
und alle Agitations-Freiheit ge­
habt - und gerade 41 225 Kreuze 
auf die Wahlzettel gekriegt!

Niederlage am „roten 
Wedding“

Vor 1933 war der „rote Wed­
ding“ bei allen politischen Ak­
tionen ein feststehender Begriff.. 
Bei den letzten Wahlen vor der 
Hitler-Diktatur hatte die KPD 
dort über 100 000 Stimmen. Und 
heute? Ein kleiner Zahlenver­
gleich;,

Wedding Stimmen
1932 . . . .  105 487 für die KPD
1946 . . . .  35 732 für die SED
1954 . . . .  7 158 für die SED

Es gibt noch andere Zahlen­
vergleiche. Zwei benachbarte 
Bezirke Berlins, die in ihrer so­
zialen Struktur heute gleichzu­
setzen sind, erzielten im Zeit­
raum von knapp zwei Monaten 
folgendes abweichendes Ergeb­
nis:
17. 10. 1954:

Pankow . . . 99,3 % für SED 
5.12. 1954:

Reinickendorf 3,6 % für SED 
Deutlicher konnten die 

Zwangsmethoden der östlichen 
Einheitswahl nicht enthüllt 
werden. Schließlich glaubt kein 
Mensch, daß in der nördlichen 
Friedrichstraße im Ostberliner 
Bezirk Mitte S9,6 Prozent frei­
willig für die SED stimmten, 
während diese Partei in der 
südlichen Friedrichstraße, also 
im Westberliner Bezirk Kreuz­
berg, nur 3,1 Prozent erhielt. 
Daß in Westberlin frei gewählt 
wurde, konnte jeder beobachten, 
jeder durfte die Wahllokale be­
treten. Den westlichen Journa­
listen dagegen war am 17. Ok­
tober verboten, in ein Wahllokal 
zu gehen.

Position Westberlins 
gefestigt 

Die Position Westberlins Ist 
durch diese Wahl in einer für 
die SED folgenschweren Weise 
gefestigt worden. DiePankower 
Regierungspartei kann künftig 
nicht mehr „im Namen der 
Westberliner Bevölkerung“ spre­
chen, wie sie es bislang so gern 
tat. Dazu kommt, daß die SED 
bereits jetzt beginnt, den West­
berliner SED-Leitungen Dumm­
heit, Unfähigkeit und Sabotage 
vorzuwerfen.

Nach außen hin erklärt sie nup, 
sie wolle jetzt erst recht in den 
„Kampf um Berlin“ einsteigen. 
Wie sie das machen will, und 
mit welchen Kräften, ist ihr 
selbst lilcht klar.

Entscheidend ist, daß der 
Zone noch einmal bewiesen 
wurde: Westberlin ist für die 
SED unangreifbar. Die Zone ist 
nicht zu isolieren, solange es 
ein Westberlin gibt.
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 ______
„Genossen, wer traut sich, in Pankow 

unser W ahlergebnis zu m elden?"

Das „schnelle ADN
Eine besondere Glanzleistung „schneller" 

Nachrichtenübermittlung hat sich der so­
wjetzonale Nachrichtendienst ADN bei der 
Westberliner Wahl geleistet. Während die 
Nachrichtenagenturen aus aller Welt' sich 
bemühten, die neuesten Zählergebnisse 
Minuten oder oft nur Sekunden früher zu 
bringen als die Konkurrenz, hockten in 
einem Zimmer des Schö’neberger Rathau­
ses trübselig und verlassen zwei ADN- 
Reporter — und ließen sich Zeit. Telefo­
nieren konnten sie nicht — dank des von 
ihren eigenen Behörden gespaltenen Ber­
liner Telefonnetzes. Mit dem Fernschreiber 
klappte es auch nicht. So waren sie auf 
„Kurierdienst“ angewiesen. Der bestand — 
aus einem einzigen Auto!

Das sei genug, die Nachrichten kämen 
früh genug an, meinten die ADN-Leute. 
Allerdings sagten sie das, als schon end­
gültig klar war, welche Niederlage die 
SED erlitten hatte. Wahrscheinlich dach­
ten sie, um von der Zensur erst einmal 
mühsam studiert und wenigstens ein biß­
chen aufpoliert zu werden, kämen die trau­
rigen 2,7 Prozent SED-Stimmen immer 
noch zur rechten Zeit nach Ostberlin.

„Aber Tempo, Tempo, bilie!”

US-Nahrungsmittel in W ismar
Berlin (DAP). Das erste Schiff mit ame­

rikanischen Nahrungsmitteln für die Hoch­
wasser-Geschädigten der Sowjetzone ist in 
Wismar angekommen. Es ist die erste Sen­
dung der Lebensmittelhilfe, die der US- 
Präsident Eisenhower für die Einwohner 
Mittel- und Osteuropas angeboten hatte, 
die im letzten Sommer von einer schweren 
Hochwasserkatastrophe heimgesucht wor­
den waren.

Selbst an die Reihe gekommen
Berlin (AP). Zu 25 Jahren Zwangsarbeit 

ist der frühere Leiter der Vernehmungs­
abteilung des Ostberliner SSD, Joachim 
Kohrt (SED), in einer Geheimverhand­
lung verurteilt worden, teilte der Unter­
suchungsausschuß freiheitlicher Juristen 
mit.

W ied er Jagd auf Geschenke
Stockholm (AP). Geschenkpakete, die für 

das Weihnachtsfest von Schweden nach der 
Sowjetzone gesandt werden, verfallen dort 
in zunehmendem Maße der Beschlagnahme. 
Dies verlautet von gut unterrichteter Seite 
in Stockholm.



Der Wiedervereinigung dienen
Jakob Kaiser betont Bedeutung der Pariser Verträge

Erleichterungen 
für Zonen-Besucher
Bonn (DPA). Der Deutsche 

Städtetag hat allen westdeut­
schen Städten empfohlen, Be­
suchern aus der Sowjetzone 
Freikarten für städtische Ver­
kehrsmittel und Freikarten für 
den Besuch von Theatern, Mu­
seen und Schwimm- oder Wan­
nenbädern zu gewähren.

KPD-Prozeß vertagt
Karlsruhe (DPA). Der Prozeß 

gegen die KPD vor dem Bun­
desverwaltungsgericht in Karls­
ruhe ist auf Antrag des Vertre­
ters der Bundesregierung bis 
zum 7. Dezember vertagt wor­
den. Als Begründung wurde an­
gegeben, daß der Spezialist der 
Bundesregierung für den Fra­
genkomplex im „Potsdamer Ab­
kommen“, Völkerrechtler Dr. 
Kaufmann, gegenwärtig an 
dringenden Verhandlungen in 
Bonn teilnehmen müsse.

Senatspräsident Dr. Wintrich 
hatte zu Beginn der Beweisauf­
nahme die Fragen des Pots­
damer Abkommens und seiner 
Beziehungen zu den Bestimmun­
gen des Grundgesetzes über die 
politischen Parteien zur Diskus­
sion gestellt.

Ober 100 M ill. für Bauten
Berlin (Eigenbericht). Die Bau­

maßnahmen in Westberlin für 
das Rechnungsjahr 1955/56 wer­
den sich auf 115,8 Millionen DM 
belaufen. Damit erhöht sich die 
Summe um 10 Millionen DM 
gegenüber dem Etatsposten für 
das Rechnungsjahr 1954/55. Auf 
Hochbauvorhaben entfallen 
79,75 Millionen DM, auf den 
Tiefbau 34,89 Millionen DM.

Berlin (Eigenbericht). 1950 
zählte Berlin noch 290 000 Ar­
beitslose, d. h. von hundert un­
selbständigen Erwerbspersonen 
waren noch 28,5 arbeitslos, wäh­
rend im Bundesgebiet damals 
10,3 Prozent ohne Arbeit waren. 
Die Zahl der Arbeitslosen ist 
inzwischen auf 160 000 zurückge­
gangen. Innerhalb von vier Jah­
ren konnten also 130 000 Men­
schen von der Wirtschaft auf­
genommen werden. Das Bundes-

Berlin (Eigenmeldung). Bun- 
desminister Kaiser bat auf 
einer Kundgebung in Berlin er­
neut darauf hingewiesen, daß 
die Bundesregierung noch dring­
licher als vorher bei den gro­
ßen Mächten auf Verhandlun­
gen über die deutsche Frage 
hinwirken werde. Angesichts 
der zunehmenden Einigkeit und 
Stärke der freien Welt könne 
mit Zuversicht darauf gedrängt 
werden, daß dieses Problem 
mit konstruktiven Vorschlägen 
erneut auf die Tagesordnung 
der Weltpolitik gesetzt wird.

Der Minister betonte in die­
sem Zusammenhang, die Pariser 
Verträge können und sollen 
ihrem Geist nach nicht nur der 
Sicherheit der freien Welt, son­
dern auch dem Ziel der deut­
schen Wiedervereinigung dienst­
bar gemacht werden.

Annahme wahrscheinlich
Bonn (Eigenmeldg.). Die par­

lamentarische Behandlung der 
Pariser Verträge einschließlich

Chikago (AP). Der US-Ober- 
kommissar, Botschafter Dr. Co- 
nant, hat auf der Generalver­
sammlung der amerikanischen 
Staatengouverneure versichert, 
daß die Wiedervereinigung 
Deutschlands eines der Haupt­
ziele der amerikanischen Politik 
bleibe.

Solange das Problem der Ein­
heit Deutschlands in Überein­
stimmung mit den Grundregeln 
des menschlichen Wesens und

gebiet ist mit einem Arbeits­
losenprozentsatz von jetzt etwa 
5 Prozent der Vollbeschäftigung 
nahegekommen.

Der Produktionsindex (1936 = 
100) lag in Berlin im Jahre 1950 
bei erst 33, während er damals 
im Bundesgebiet schon 111 be­
trug. Dort ist er inzwischen 
auf 191 gestiegen, hat sich also 
um rund .zwei Drittel gebessert. 
Der Produktionsindex in Berlin 
hat inzwischen 91 erreicht.

des Saar-Abkommens hat mit 
Beratungen des Auswärtigen 
Ausschusses des Bundesrates
begonnen.

In Kreisen des Bundesrates
rechnet man mit einer Mehrheit 
’für die Verträge und wahr­
scheinlich auch für das Saar- 
Abkommen.

Nur üer Name ändert sich
Berlin (Eigenmeldung). Zu der 

Ankündigung Grotewohls, die 
Sowjetzone würde im Falle 
einer Ratifizierung der Pariser 
Verträge eigene Streitkräfie
aufstellen, hat der Staatssekre­
tär im Bundesministerium für 
gesamtdeutsche Fragen, The- 
dieek, über den (Rundfunk Stei­
lung genommen. Er stellte fest, 
daß die 91 000 bewaffneten
Volkspolizisten in der Zone eine 
Realität seien. Alldem würde 
sich praktisch nur die Bezeich­
nung für diese bestehenden Ver­
bände,

des internationalen Verhaltens 
nicht gelöst sei, sei der Weg zu 
Frieden und Sicherheit nicht zu 
Ende gegangen, sagte der Ober­
kommissar. In ihrer festen Hal­
tung zu dieser Frage folgten 
die USA nicht nur den mensch­
lichen Impulsen, sondern auch 
der nüchternen politischen 
Überlegung.

Kulturgruppen unerwünscht
Düsseldorf (AP). Die Polizei­

behörden von Nordrhein-West­
falen sind angewiesen worden, 
alle Veranstaltungen sowjet- 
zonaler „Kulturgruppen“ zu ver­
bieten.

Gemeinsames Programm
Bonn (VWD). Vertreter des 

Bundesministeriums für wirt­
schaftliche Zusammenarbeit und 
des US-Amtes für Auslandshilfe 
(FOA) haben in Bonn beschlos­
sen, für 1955 ein gemeinsames 
Programm zur Unterstützung 
von Westberlin aufzustellen. 
Dadurch soll die Fortführung 
des bisherigen langfristigen 
Programms gesichert werden.

Ohne Einheit keine Sicherheit

Eindrucksvolle Zahlen
Vier Jahre Berliner Entwicklung



Kommunistische Köpenickade
Geflüchteter KP-Funktiouar foppte den FDGB

Ein tolles Schwindlerstück hat sich der ehemalige KPD- 
Farteikassierer Erwin Hantzsch aus Düsseldorf geleistet. 
Hantzsch hatte sich im Sommer dieses Jahres in Ostberlin als 
„westdeutscher Arbeitsloser“ gemeldet und um Arbeit in der 
Sowjetzone nachgesucht. Dabei gab er an, Verbindung mit 
zahlreichen anderen Ingenieuren und Maschinenbau-Spezia­
listen aus der Bundesrepublik zu besitzen, die angeblich Ver­
bindung mit sowjetzonalen Organisationen aufzunehmen 
wünschten, über seine Mitgliedschaft in der KPD sagte 
Hantzsch wohlweislich kein Wort. Suchten ihn doch die Düs­
seldorfer gleichzeitig wegen der Unterschlagung von fast 
8000 DM Mitgliedsbeiträgen.

Da der Pall in Düsseldorf von 
der KP vertuscht worden war, 
ergab die Nachfrage aus Ost- 
berlin keinen Anhaltspunkt. 
Niemand dachte dort daran, daß 
Hantzsch die Frechheit besitzen 
würde, sich ausgerechnet in die 
Sowjetzone abzusetzen. So 
wurde der Geflüchtete bei einer 
Außenstelle des FDGB in Ost­
berlin, die sich mit der Anwer­
bung westdeutscher Spezial­
arbeiter beschäftigt, als Sach­
bearbeiter mit 530 Ostmark Mo­
natsgehalt eingestellt, und be­
gann, mit seinen angeblichen 
Bekannten zu korrespondieren. 
Dem FDGB-Büro fiel dabei nicht 
auf, daß Hantzsch die auf eine 
Westberliner Adresse eingehen­
den Briefe stets ohne Um­
schläge abzuliefern pflegte. Bis 
zum letzten Oktober hatte der 
neue Sachbearbeiter mehr als 
ein Dutzend Facharbeiter und 
Ingenieure „angeworben“, die 
sich- sofort das Reisegeld und 
Spesen schicken ließen. Zugleich 
wurden von Hantzsch das Hand­
geld, Unkosten und die ihm zu­
stehende Prämie von 300 bis 
S00 Ostmark kassiert.

Als der Termin für die Über­
siedlung jener Spezialisten al-

London (DPA). Diplomatische 
Kreise in London rechnen mit 
einer Viermächtekonferenz, die 
im Laufe des nächsten Jahres 
stattfinden wird. Den von dem 
französischen Ministerpräsiden­
ten Mendts-France in seiner 
Rede vor der UN genannten 
Mai-Termin lehnt die britische 
Regierung nicht ab. Aber sie 
macht ihn wie jeden anderen 
Termin von der Entwicklung der 
Vorarbeiten für eine Konferenz 
abhängig.

lerdings Immer wieder hinaus­
geschoben werden mußte, 
wurde man in der Westabtei­
lung des FDGB-Bundesvorstan- 
des mißtrauisch und lud den 
tüchtigen Werber vor eine 
Untersuchungskommission. Dar­
aufhin schickte Hantzsch kur­
zerhand Dienstschreiben an ihm

London diel). Die neueste Auf­
lage (1954/55) von „Janes’ Fiht- 
ing Ships“, des weltbekannten 
englischen Flottenkalenders, 
gibt -wichtige Aufschlüsse über 
die Seestreitkräfte aller Länder. 
Von besonderem Interesse sind 
natürlich die letzten Nachrich­
ten über die Rüstung der gro­
ßen Mächte.

Die Sowjetunion hat weder 
Schlachtschiffe noch Flugzeug­
träger, dafür aber 26 Kreuzer 
(darunter ein Dutzend 12 800- 
Tonnen-Kreuzer, deren Bau in 
Kürze beendet ist), 138 Zerstö­
rer und fast 400 Unterseeboote.

Die in Moskau überreichte 
Note der Westmächte wird als 
eine Einladung an die Sowjet­
union zur Aufnahme der Konfe­
renzvorbereitungen über diplo­
matische Kanäle gewertet. Sie 
Würde mit der Klärung des 
sowjetischen Standpunktes in 
der Frage freier Wahlen in 
Deutschland beginnen, ein in­
tensives Stadium aber erst nach 
der Ratifizierung der Pariser 
Verträge erreichen.

bekannte KPD - Genossen, in 
denen diese nach Berlin beor­
dert wurden. Die angeforderten 
Antworttelegramme mit den 
Ankunftsdaten legte er den 
Kommissionsmitgliedern vor. 
Sie trugen die Namen der an­
geblich Geworbenen. Hantzsch 
hatte dies „aus Geheimhaltungs­
gründen“ von seinen KP-Ge- 
nossen verlangt!

Zwei Tage später platzte der 
Schwindel und Hantzsch wurde 
von der Vopo verhaftet, als er 
sich gerade nach Westberlin ab­
setzen wollte. Eine sofortige 
Nachprüfung auf seiner FDGB- 
Arbeitsstelle ergab, daß Hantzsch 
auch dort Unterschlagungen be­
gangen hat. Die Namen seiner 
angeblichen „Freunde", auf 
deren Übersiedlung der FDGB 
noch heute wartet, hatte er 
einem Düsseldorfer Telefonbuch 
entnommen . . .

Sie hat es ganz offensichtlich 
auf die Störung der gegneri­
schen Seeverbindungen ange­
legt. Unter den U-Booten befin­
det sich nämlich auch eine er­
hebliche Anzahl solcher mit 
großem Aktionsradius.

Die unbestritten größte See­
macht sind die Vereinigten Staa­
ten. Ihre Flotte ist so stark wie 
alle größeren Flotten der Welt 
zusammengenommen. Die Ame­
rikaner verfügen zur Zeit über 
15 Schlachtschiffe, 101 Flugzeug­
träger, 75 Kreuzer, 737 Zerstö­
rer und 200 Unterseeboote. Da­
zu kommen noch 347 Minenleger 
und Minenräumboote sowie über 
3500 sonstige Überwässerfahr­
zeuge, alles zusammen eine ach­
tungsgebietende Flotte von über 
5000 Schiffen. Im laufenden Bau­
jahr sehen weitere rund 1100 
Kriegsfahrzeuge ihrer Vollen­
dung entgegen, darunter 33 
große Einheiten. An neuen 
Schiffen werden mehrere Super- 
Zerstörer, ein bisher unbekann­
ter Typ, sowie zwei mit Atom­
kraft angetriebene U-Boote ge­
baut . Auch ein völlig neuartiger 
Schlachtschifftyp ist entstanden. 
Dieses Schlachtschiff kann fern­
gelenkte Geschosse abfeuern, ist 
aber selbst so schwer gepan­
zert, daß die ferngelenkten 
Waffen des Gegners ihm nicht 
.beikommen können.

London rechnet mit Vierertreffen

Stand der Marine-Rüstungen
USA besitzen größte Fiotte — Sowjetunion baut U-Boote



Der exklusive „Aero-CIub44
Getarnte Luftwaffe der Sowjetzone — lGöOÖ Mann

Wer in der Sowjetzone versuchen sollte, die Arbeit und die 
Veranstaltungen eines Vereins mit dem Namen „Äero-CIub“ 
kennenzulernen, wird diesen Versuch wahrscheinlich, teuer be­
zahlen müssen. Dieser Klub tagt nämlich permanent in 
Kasernen, die Klub-Vorsitzenden tragen Generalsuniform und 
die Mitglieder stehen gewöhnlich stramm. Statt klubeigener 
Segelflugzeuge erheben sieh moderne sowjetische Jagdmasehinen 
in die märkischen Lüfte und der Modellbau konzentriert sich 
auf den Unterricht an MIG-15-Moclellen. „Aero-Club“ — der 
Tarnname für die Verbände der Sftwjetzonenluftwaffe.
In Kottbus sitzt der Stab 

und die erste Fliegerdivision 
des — im wahrsten Sinne des 
Wortes — exklusiven Klubs. 
Die anderen beiden Divisionen 
sind in Drewitz und Bautzen 
stationiert. Gesamtstärke aller 
Verbände: nahezu 10 000 Offi­
ziere und Mannschaften. Jeder 
Division stehen rund 110 sowje­
tische Jagdmaschinen der Typen 
YAK-18 und YAK-11 zur Ver­
fügung.

Außer den Plätzen Kottbus, 
Drewitz und Bautzen werden 
weitere Anlagen in Kamenz, 
Neuliaus und Wreschen benutzt. 
Während Kottbus Mittelpunkt 
der Flugtätigkeit ist, konzen­
triert sich das Schul- und Aus­
bildungswesen in Kamenz, wo 
es neben einer Fliegertech­
nischen Schule noch zwei Offi­
ziersschulen gibt.

Vor wenigen Wochen herrschte 
in den Standorten aufgeregtes 
Treiben: Abschlußprüfungen an­
läßlich der Beendigung des Aus­
bildungsjahres 1954. Alles zit­
terte vor dem ehemaligen 
Grenadier der deutschen Wehr­
macht, Heinz Kessler, der zum 
Generalmajor und Oberbefehls­
haber der Luftwaffenverbände 
avancierte.

Mit 34 Jahren ist er wohl der 
jüngste General vor und hintef 
dem Eisernen Vorhang. Kessler 
wird vielleicht, als er die Front 
der 1. Fliegerdivision abschritt, 
auf die Stationen seines Weges 
zurückgeblickt haben; 1941 Uber-

Wien (AP). Wie in Wien ein­
getroffene polnische Zeitungen 
berichten, wurden bei einem 
Eisenbahnunglück in der Nähe 
von Hindenburg (jetzt Zabrze) 
drei Eisenbahner getötet und 
zahlreiche weitere Eisenbahner 
und Passagiere des Personen­

läufer zu den Sowjets, Mitglied 
des „Nationalkomitees Freies 
Deutschland“, 1945 Mitbegrün­
der der FDJ, 1948 Kommandeur 
der FDJ-Horden, die das Ber­
liner Stadthaus in der Paro- 
chialstraße stürmten. Hinter 
ihm mögen zwar sein Stabs­
chef, Oberst Heinz Zorn, und

Wien, im November (Eigen­
bericht). Mit Gefängnis von drei 
Monaten bis zu drei Jahren 
wird bestraft, wer in Rumänien 
eine Schreibmaschine oder einen 
Vervielfältigungsapparat be­
sitzt, ohne sie bei der Polizei 
angemeldet zu haben. So be­
stimmt ein neuer Paragraph im 
rumänischen Strafgesetzbuch.

Offenbar hat das verstärkte 
Auftauchen von illegalen Flug­
blättern in Rumänien, die in 
Ermangelung einer Druckerei 
manchmal auf recht primitive 
Weise hergestellt wurden, jetzt 
dazu geführt, selbst Schreib­
maschinen zu staatsgefährlichen 
Instrumenten zu erklären. Der 
neu eingeführte Paragraph 268 
Abschnitt 28 des rumänischen 
Strafgesetzbuches lautet wört­
lich:

„Herstellung, Reparatur, Be­
sitz, Überlassung oder Erwerb

zuges Breslau—Krakau schwer 
beziehungsweise leicht verletzt. 
Die polnischen Zeitungen be­
richten ferner, daß durch die 
polnische Staatsanwaltschaft 
strenge Untersuchungen ein­
geleitet wurden, „da der Ver­
dacht besteht, daß ein Sabo­
tageakt Yorliegt“.

sein Stellvertreter für Flieger­
ausbildung, Oberst L.ehwess- 
Litzmann, über die militärische 
Ahnungslosigkeit ihres Chefs 
innerlich lächeln, aber sie wer­
den dennoch stramm stehen. 
Zorn als Major und Lehwess- 
Litzmann als Oberstleutnant der 
ehemaligen deutschen Luftwaffe 
bringen schon mehr Sachkennt­
nis mit.

Ihnen und den anderen frühe­
ren Luftwaffenoffizieren ist es 
auch im wesentlichen zuzu- 
schreiben, daß Generalmajor 
Kessler am Schluß der Inspek­
tion dem sowjetischen Chef­
berater, Polkownik (Oberst) 
Jegorow, melden konnte, daß 
das Ausbildungsziel für 1954 
erreicht sei: Die vollständige 
Beherrschung der YAK-18- und 
YAK-ll-Maschinen.

von Schreibmaschinen, Rechen­
maschinen, Vervielfältigungs­
apparaten sowie Teilen solches 
Apparate und Materials zur Ver­
vielfältigung mittels solcher 
Maschinen ohne im Besitz eines 
polizeilichen Erlaubnisscheines 
zu sein, wird mit Gefängnis von 
drei Monaten bis zu drei Jahrsn 
oder Geldstrafe von 100 bis 2ÖÖÖ 
Lei bestraft . . .“

Mit diesem neuesten Gefäng­
nisdekret gegen Schreibmaschi­
nen, das in flagrantem Gegen­
satz zu den in allen volksdemo­
kratischen Verfassungen ent­
haltenen Versprechungen über 
Presse- und Gedankenfreiheit 
steht, ahmt Rumänien nur die 
sowjetische Gesetzgebung nach. 
Bereits 1932, zur Zeit der trota- 
kistischen Opposition, verbot 
nämlich der Rat der Volks­
kommissare durch Verordnung 
den privaten Besitz von Schreib­
maschinen in ganz Ruxßland, 
Ferner wurde verfügt, jede ein* 
zelne Schreibmaschine, die etwa 
ein Schriftsteller zur Ausübung 
seines Berufes benötigt, müsse 
bei der Polizeimiliz registriert 
werden. Nach einer weiteren 
Verordnung im Jahre 1935 muß­
ten selbst die Vervielfältigungs­
apparate und Schreibmaschinen 
der öffentlichen Organisationen 
und Staatsorgane beim Amt für 
die Staatssensur registriert wer­
den»

Eisenbahnunglück bei Hindenburg

Schreibmaschinen verboten!
Ein Blick in das neue rumänische Strafgesetzbuch



Kunststoffe „nach Maß“
Die Chemie kam hinter ein bedeutendes Geheimnis

Wenn sucht alles täuscht, wird man in Westdeutschland in 
wenigen Jahren Kleider und Wäsche von heute noch un­
bekannten Qualitäten tragen, in Kuder- und Segelbooten aus 
Kunststoff Wassersport treiben, in Autos fahren, deren Kunst­
stoff-Karosserie bei gleicher Festigkeit nur noch ein Viertel 
der heutigen Stalilblcch-Karosserie wiegt und eine ent­
sprechende Kraftstoff-Ersparnis mit sich bringt.
Die Maschinen werden durch Wasseraufnahme, so daß Unter-

Kunststoff-Teile fast geräusch- wasche daraus nicht mehr kühl
los laufen. Man wird Treib- auf der Haut wirkt und das
riemen, Förderbänder, Kabel- Färben der Ware wesentlich
massen, Fußbodenbeläge, Well- erleichtert wird; gummiartige

Materialien, die so elastisch wie 
Kautschuk, aber völlig unquell­
bar und unlöslich in ölen, Ben-

Freunde in der SBZ, die un­
sere Aufklärungsarbeit unter­
stützen und ihre Meinung über z*n> sö=ar Benzol und der­

gleichen sind. Die Chemie ist, 
um es mit einem Satz zu sagen,

den Inhalt äußern wollen, bit­
ten wir, den Fundort dieses 
Blattes an das Postschließfach hinter das Geheimnis gekom- 
Nr. 58 nach Berlin-Charlotten- men, wie man Eigenschaften, 
bürg 9 mitzuteilen.

die bisher als unvereinbar gal­
ten, in ein und demselben 
Material miteinander vereinigen 
kann. Das planvolle Aufbauen 
von Molekülen, die Herstellung 
von Gebrauchsstoffen „nach 
Maß“, ist in ein neues Stadium 
getreten, das unabsehbare Aus­
sichten eröffnet.

Dazu ist die Kunststoff-Pro­
duktion Westdeutschlands in 
ständigem, starkem Aufschwung 
begriffen. Betrug sie im Jahre 
1951 rund .170 000 Tonnen, so 
war sie 1952 schon auf 190 000 
Tonnen angewachsen, im ver­
flossenen Jahr erreichte sie 
240 000 Tonnen, und im laufen­
den Jahr wird sie voraussicht­
lich annähernd 280 000 Tonnen 
erreichen. Damit steht West­
deutschland heute in der Kunst­
stofferzeugung unter den Län­
dern der Erde hinter Amerika 
an zweiter Stelle.

glas für Dächer und vieles an­
dere mehr ausschließlich aus 
Kunststoff fertigen, Waren aller 
Art in Kunststoff-Folien so ver­
packen, daß sie den praktischen 
Anforderungen in viel höherem 
Maße genügen,'in heute kaum 
vorstellbarem ?vlaße Schaum­
stoffe als technische Konstruk- 
tionselemente benutzen und da­
durch leichter und billiger fer­
tigen können.

Daß alle diese Entwicklungen 
bereits im Anlaufen sind oder 
wenigstens unmittelbar bevor­
stehen, war vielleicht der
stärkste Eindruck, den die
kürzlich in Stuttgart veranstal­
tete große Kunststoff-Tagung 
hinterließ. Ganz neue Kunst­
stoffe werden heute schon fünf­
zig- und hundertkiloweise für 
Versuchszwecke erzeugt: Che­
miefasern von der gleichen 
Festigkeit, Elastizität. dem 
hohen Abriebwiderstand, wie
wir ihn von Nylon, Perlon, 
Pan-Faser usw. kennen, aber 
mit einer genau auf einen be­
stimmten Wert stabilisierten

Bürgermeister erspielt 99000 DM
Alles für den Wiederaufbau Freiburgs

Der Oberbürgermeister von 
Freiburg (Breisgau), Dr. Wolf- 
gang Hoffmann, hat seit seinem 
ersten öffentlichen Auftreten als 
Pianist im Jahre 1949 in sieben 
Konzerten rund 99 000 DM fin­
den Wiederaufbau seiner Stadt 
erspielt.

Das letzte Konzert am ver­
gangenen Montag erbrachte 
23 500 DM. Die Eintrittskarten 
wurden nur gegen Geldspenden 
von mindestens 10 DM abge­
geben. Die Kritik stellte Dr.
Hoffmann ein sehr gutes Zeug­
nis aus.

Deutsche Firmen bauen 
größten Staudamm

Union entworfene Projekt des 
größten Staudammes der Welt 
drei Wochen lang geprüft und 
genehmigt. Mit den notwen­
digen Straßenbau- und Bahn­
verlegungsarbeiten wird bereits 
im Januar begonnen.

100000 Flüchtlinge
Berlin (DPA). Der 100 000. 

Flüchtling aus der Sowjetzone 
in diesem Jahr hat sich in 
Westberlin gemeldet.

Nach zweijährigen Vorberei­
tungen wurde in Kairo ent­
schieden, daß im August 1955 
mit dem Bau des Saadelali- 
darames begonnen wird. Ameri­
kanische, französische und deut­
sche Experten haben das von 
Hochtief Essen und Dortmunder

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose Filmvor­

führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden für Be­
sucher aus dem Ostsektor Ber­
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  am N o l -  
l e n d o r f p l a t z  gezeigt.

licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde für Kinder 
aus dem Ostsektor und der Ost-

SSD, herhören!
Der kleine TAG wird ver­

sandt und verteilt ohne
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. Wer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens
wird er auejh dort gern 
gelesen.
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